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W Sammlung der Rechtsprechung

URTEIL DES GERICHTSHOFS (Grofie Kammer)

4. Dezember 2013 *

»Nichtigkeitsklage — Staatliche Beihilfen — Art. 108 Abs. 1 und 2 AEUV — Durch die Republik
Litauen gewihrte Beihilfe fiir den Erwerb landwirtschaftlicher Flichen — Befugnisse des Rates der
Europdischen Union — Bestehende Beihilferegelungen — Zweckdienliche Mafinahmen —
Untrennbarkeit zweier Beihilferegelungen — Verdnderte Umstinde — Auflergewohnliche Umstdnde —
Wirtschaftskrise — Offensichtlicher Beurteilungsfehler — Grundsatz der Verhaltnismafligkeit”

In der Rechtssache C-111/10
betreffend eine Nichtigkeitsklage nach Art. 263 AEUV, eingereicht am 26. Februar 2010,

Europiische Kommission, vertreten durch V. Di Bucci, L. Flynn, B. Stromsky und A. Stobiecka-Kuik
als Bevollmachtigte, Zustellungsanschrift in Luxemburg,

Klagerin,

gegen

Rat der Europiischen Union, vertreten durch E. Sitbon und F. Florindo Gijén als Bevollmichtigte,

Beklagter,
unterstiitzt durch
Republik Litauen, vertreten durch D. Kriauciinas und L. Liubertaité als Bevollmachtigte,
Ungarn, vertreten durch G. Kods, M. Fehér und K. Szijjarté als Bevollméchtigte,
Republik Polen, vertreten durch M. Szpunar als Bevollméachtigten,
Streithelfer,

erlasst
DER GERICHTSHOF (GrofSe Kammer)

unter Mitwirkung des Prisidenten V. Skouris, des Vizeprasidenten K. Lenaerts, des
Kammerprasidenten A. Tizzano, der Kammerprésidentin R. Silva de Lapuerta, der Kammerprésidenten
L. Bay Larsen (Berichterstatter), E. Juhdsz, A. Borg Barthet, C. G. Fernlund und J. L. da Cruz Vilaga, der
Richter A. Rosas, G. Arestis und J. Malenovsky, der Richterin A. Prechal sowie der Richter E. Jarasitinas
und C. Vajda,

* Verfahrenssprache: Englisch.
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Generalanwalt: P. Mengozzi,

Kanzler: A. Calot Escobar,

aufgrund des schriftlichen Verfahrens,

nach Anhoérung der Schlussantrage des Generalanwalts in der Sitzung vom 17. Januar 2013

folgendes

Urteil
Mit ihrer Klage beantragt die Europidische Kommission die Nichtigerklarung des Beschlusses
2009/983/EU des Rates vom 16. Dezember 2009 iiber die Gewdhrung einer staatlichen Beihilfe durch
die Behorden der Republik Litauen fiir den Erwerb staatlicher landwirtschaftlicher Flichen zwischen

dem 1. Januar 2010 und dem 31. Dezember 2013 (ABL L 338, S. 93, im Folgenden: angefochtener
Beschluss).

Rechtlicher Rahmen

Verordnung (EG) Nr. 659/1999

Art. 1 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. Mirz 1999 iiber besondere Vorschriften
fiir die Anwendung von Artikel [108 AEUV] (ABL L 83, S. 1) sieht vor:

»Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

b) ,bestehende Beihilfen’

ii) genehmigte Beihilfen, also Beihilferegelungen und Einzelbeihilfen, die von der Kommission oder
vom Rat [der Europédischen Union] genehmigt wurden;

c) ,neue Beihilfen’ alle Beihilfen, also Beihilferegelungen und Einzelbeihilfen, die keine bestehenden
Beihilfen sind, einschliefSlich Anderungen bestehender Beihilfen;

Art. 17 Abs. 2 der Verordnung Nr. 659/1999 bestimmt:

»Gelangt die Kommission zur vorlaufigen Auffassung, dass eine bestehende Beihilferegelung nicht oder
nicht mehr mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar ist, so setzt sie den betreffenden Mitgliedstaat
hiervon in Kenntnis und gibt ihm Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb einer Frist von einem
Monat. ..."
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Art. 18 der Verordnung Nr. 659/1999 sieht vor:

»,Gelangt die Kommission aufgrund der von dem betreffenden Mitgliedstaat nach Artikel 17
tibermittelten Auskiinfte zu dem Schluss, dass die bestehende Beihilferegelung mit dem Gemeinsamen
Markt nicht oder nicht mehr vereinbar ist, so schligt sie dem betreffenden Mitgliedstaat
zweckdienliche MafSnahmen vor. ...“

Art. 19 Abs. 1 der Verordnung Nr. 659/1999 lautet:

»Wenn der betreffende Mitgliedstaat den vorgeschlagenen MafSnahmen zustimmt und die Kommission
hiervon in Kenntnis setzt, hilt die Kommission dies fest und unterrichtet den Mitgliedstaat hiervon.
Der Mitgliedstaat ist aufgrund seiner Zustimmung verpflichtet, die zweckdienlichen Mafinahmen
durchzufithren.”

Verordnung (EG) Nr. 1857/2006

Art. 4 der Verordnung (EG) Nr. 1857/2006 der Kommission vom 15. Dezember 2006 iiber die
Anwendung der Artikel [107 AEUV] und [108 AEUV] auf staatliche Beihilfen an kleine und mittlere
in der Erzeugung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen titige Unternehmen und zur Anderung der
Verordnung (EG) Nr. 70/2001 (ABIL. L 358, S. 3) bestimmt:

»(1) Beihilfen fiir Investitionen in landwirtschaftlichen Betrieben innerhalb der [Europdischen Union]
zur Primérproduktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse sind mit dem Gemeinsamen Markt im Sinne
von Artikel [107 Abs. 3 Buchst. ¢ AEUV] vereinbar und von der Anmeldepflicht gemafs Artikel [108
Abs. 3 AEUV] freigestellt, wenn sie die Bedingungen der Absitze 2 bis 10 des vorliegenden Artikels
erfillen.

(8) Fiir den Erwerb von Grundstiicken, aufler fiir Bauzwecke, konnen fiir Kosten von bis zu 10 % der
zuschussfahigen Ausgaben der Investitionen Beihilfen gewéhrt werden.

“«

Verordnung (EG) Nr. 1535/2007

Art. 3 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 der Kommission vom 20. Dezember 2007 tiber die
Anwendung der Artikel [107 AEUV] und [108 AEUV] auf De-minimis-Beihilfen im
Agrarerzeugnissektor (ABL L 337, S. 35) sieht vor:

»Beihilfen, die die Voraussetzungen der Absitze 2 bis 7 dieses Artikels erfiillen, gelten als Mafinahmen,

die nicht alle Tatbestandsmerkmale von Artikel [107 Abs. 1 AEUV] erfiillen, und unterliegen daher
nicht der Anmeldepflicht nach Artikel [108 Abs. 3 AEUV].“

Die Agrarrahmenregelung

In Nr. 29 der Rahmenregelung der Gemeinschaft fiir staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor
2007-2013 (ABL. 2006, C 319, S. 1, im Folgenden: Agrarrahmenregelung) heif3t es:

sInvestitionsbeihilfen fiir landwirtschaftliche Betriebe sollten als mit Artikel [107 Abs. 3 Buchst. ¢

AEUV] vereinbar erklart werden, wenn die Bedingungen von Artikel 4 der Verordnung
Nr. 1857/2006 [erfiillt sind] ...“
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Unter dem Titel ,Vorschlédge fiir zweckdienliche MafSnahmen® sieht Nr. 196 der Agrarrahmenregelung
vor:

»Gemafd Artikel [108 Abs. 1 AEUV] schldgt die Kommission den Mitgliedstaaten vor, ihre bestehenden
Beihilferegelungen bis spétestens 31. Dezember 2007 an die Bestimmungen der vorliegenden
Rahmenregelung anzupassen, ausgenommen bestehende Beihilferegelungen ... fiir Investitionen
betreffend den Flichenkauf in landwirtschaftlichen Betrieben, die bis zum 31. Dezember 2009
angepasst werden miissen, um mit diesen Leitlinien tibereinzustimmen.”

Nach Nr. 197 der Agrarrahmenregelung werden die Mitgliedstaaten gebeten, ihre Zustimmung zu
diesen Vorschldgen fiir zweckdienliche Mafinahmen bis spétestens 28. Februar 2007 schriftlich zu
bestitigen.

Nr. 198 der Agrarrahmenregelung lautet:

»Hat ein Mitgliedstaat diesen Vorschlidgen bis zu diesem Datum nicht schriftlich zugestimmt, wendet
die Kommission Artikel 19 Absatz 2 der Verordnung ... Nr. 659/1999 an und leitet erforderlichenfalls
das in diesem Artikel genannte Verfahren ein.”

Der voriibergehende Rahmen

In Abschnitt 4.2.2 des voriibergehenden Gemeinschaftsrahmens fiir staatliche Beihilfen zur
Erleichterung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln in der gegenwartigen Finanz- und
Wirtschaftskrise, der durch eine Mitteilung der Kommission vom 17. Dezember 2008 (ABL 2009,
C 83, S. 1) eingefiihrt und durch eine im Amitsblatt der Europdischen Union vom 31. Oktober 2009
veroffentlichte Mitteilung der Kommission (ABL C 261, S. 2) gedndert wurde (im Folgenden:
voriibergehender Rahmen), heif3t es, dass es aufgrund der derzeitigen wirtschaftlichen Lage notwendig
erscheine, fiir einen voriibergehenden Zeitraum die Gewidhrung von bestimmten Beihilfen unter
bestimmten Voraussetzungen zu genehmigen.

Abschnitt 4.2.2 Buchst. h des voriibergehenden Rahmens sieht u. a. vor, dass sich, wenn ,die Beihilfe in
der Primarproduktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse tatigen Unternehmen gewéhrt [wird] ..., ... die
Barzuwendung (bzw. das Bruttosubventionsdquivalent) auf hochstens 15000 [Euro] je Unternehmen
[belauft]“.

Abschnitt 7 des voriibergehenden Rahmens bestimmt u. a., dass ,[d]iese Mitteilung ... bis zum
31. Dezember 2010 [gilt]“.

Vorgeschichte des Rechtsstreits

Mit Schreiben vom 25. Februar 2005 meldete die Republik Litauen bei der Kommission gemafs Art. 88
Abs. 3 EG eine als ,Flichenerwerbsunterstiitzung” bezeichnete staatliche Beihilfemafinahme an. Diese
Mafsnahme sollte eine bestehende Beihilferegelung ersetzen und bis 2010 gelten. Sie war als
Investitionsbeihilfe ausgestaltet, die Landwirten zugutekam, die staatliche landwirtschaftliche Fldachen
zu erwerben beabsichtigten.

Da sie der Ansicht war, dass diese Beihilfe mit Art. 87 Abs. 3 Buchst. ¢ EG vereinbar sei, entschied die
Kommission mit Beschluss vom 22. November 2006 (ABl. C 317, S. 6, im Folgenden: Beschluss vom
22. November 2006), keine Einwinde zu erheben. In diesem Beschluss wurde erlautert, dass sich die
Laufzeit der betreffenden Beihilferegelung vom Zeitpunkt der Genehmigung durch die Kommission
»bis 2010“ erstrecke.
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In Nr. 196 der Agrarrahmenregelung schlug die Kommission den Mitgliedstaaten vor, die bestehenden
Beihilferegelungen fiir den Erwerb landwirtschaftlicher Flichen anzupassen, damit sie bis spatestens
31. Dezember 2009 mit dieser Rahmenregelung iibereinstimmen.

Am 22. Mirz 2007 teilte die Republik Litauen mit, dass sie den in Nr. 196 der Agrarrahmenregelung
enthaltenen Vorschldgen fiir zweckdienliche Mafinahmen zustimme. Die Kommission hielt diese
Zustimmung gemiafs Art. 19 Abs. 1 der Verordnung Nr. 659/1999 durch eine im Amtsblatt der
Europdischen Union (ABL 2008, C 70, S. 11) veroffentlichte Mitteilung fest.

Am 23. November 2009 beantragte die Republik Litauen beim Rat gemdfd Art. 88 Abs. 2 EG eine
Verlangerung der bestehenden Beihilferegelung fiir den Erwerb landwirtschaftlicher Flichen bis zum

31. Dezember 2013.

Mit dem angefochtenen Beschluss gab der Rat diesem Antrag auf der Grundlage von Art. 108 Abs. 2
Unterabs. 3 AEUV statt. Art. 1 dieses Beschlusses lautet:

»Eine staatliche Sonderbeihilfe der litauischen Regierung in Hohe von bis zu hochstens 55 Mio.
[litauischer Litas (LTL)], die zwischen dem 1. Januar 2010 und dem 31. Dezember 2013 fiir Kredite
zum Kauf staatlicher landwirtschaftlicher Nutzflichen gewdhrt wird, wird als mit dem Binnenmarkt
vereinbar betrachtet.”

Der Rat begriindete seinen Beschluss in dessen Erwagungsgriinden 2 bis 4 u. a. mit der unvorteilhaften
Flachenstruktur der litauischen Landwirtschaftsbetriebe, dem unzureichenden Einkommen der
Landwirte, dem ganz erheblichen Riickgang der Preise fiir landwirtschaftliche Erzeugnisse aufgrund
der Wirtschafts- und Finanzkrise und den hohen Zinssdtzen fiir Kredite zum Erwerb
landwirtschaftlicher Flachen. Er betonte auch das geringe Eigenkapital der litauischen Landwirte.

Die Erwéagungsgriinde 9 und 10 des angefochtenen Beschlusses lauten:

»(9) Die Kommission hat bislang zur Art und Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem Gemeinschaftsrecht
kein Verfahren eingeleitet und keine Stellungnahme abgegeben.

(10) Es liegen demnach auflergewohnliche Umstinde vor, aufgrund deren diese Beihilfe
ausnahmsweise und soweit es fiir den erfolgreichen Abschluss der Landreform, zur
Verbesserung der Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe und zur Steigerung der Effizienz

der Landwirtschaft in Litauen unbedingt erforderlich ist, als mit dem Binnenmarkt vereinbar
betrachtet werden kann“.

Verfahren vor dem Gerichtshof und Antrige der Parteien
Die Kommission beantragt,

— den angefochtenen Beschluss fiir nichtig zu erkldren und
— dem Rat die Kosten aufzuerlegen.

Der Rat beantragt,

— die Klage als unbegriindet abzuweisen und

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen.

ECLIL:EU:C:2013:785 5
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Mit Beschluss des Présidenten des Gerichtshofs vom 9. August 2010 sind die Republik Litauen, Ungarn
und die Republik Polen als Streithelfer zur Unterstiitzung der Antrége des Rates zugelassen worden.

Zur Klage

Die Kommission stiitzt ihre Klage auf vier Griinde, mit denen sie die Unzustindigkeit des Rates, einen
Ermessensmissbrauch, eine Verletzung des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit und einen
offensichtlichen Beurteilungsfehler in Bezug auf das Vorliegen auflergewohnlicher Umstinde sowie
eine Verletzung des VerhaltnismafSigkeitsgrundsatzes riigt.

Zum ersten Klagegrund: Unzustindigkeit des Rates

Vorbringen der Parteien

Mit ihrem ersten Klagegrund macht die Kommission geltend, der Rat sei zum Erlass des angefochtenen
Beschlusses nicht befugt gewesen.

Nach stiandiger Rechtsprechung des Gerichtshofs habe die dem Rat durch Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3
AEUYV iibertragene Befugnis Ausnahmecharakter, und er sei daher nicht befugt, eine Entscheidung der
Kommission, mit der die Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem Binnenmarkt festgestellt werde, zu
entwerten oder zu versuchen, eine solche Entscheidung zu umgehen.

Die Kommission habe aber in Nr. 196 der Agrarrahmenregelung einen endgiiltigen Standpunkt zur
Vereinbarkeit der von der Republik Litauen zugunsten des Erwerbs landwirtschaftlicher Flachen
eingerichteten Beihilferegelung mit dem Binnenmarkt eingenommen. Der Umstand, dass dieser
Standpunkt in Form einer Rahmenregelung eingenommen worden sei, sei ohne Folgen, da die
Gerichte der Europdischen Union entschieden hitten, dass ein Mitgliedstaat, der solchen Leitlinien
zugestimmt habe, zu ihrer Anwendung verpflichtet sei.

Im vorliegenden Fall habe die Republik Litauen ihre Zustimmung zu den in Nr. 196 der
Agrarrahmenregelung enthaltenen Vorschldgen fiir zweckdienliche MafSinahmen mitgeteilt. Daher sei
sie verpflichtet gewesen, die Beihilferegelung spitestens am 31. Dezember 2009 auslaufen zu lassen
und sie nicht vor dem 31. Dezember 2013 wiedereinzufithren. Folglich habe der Rat durch die
Genehmigung derselben Beihilferegelung ab dem 1. Januar 2010 die Wirksamkeit der Entscheidung
der Kommission unterlaufen und damit seine Befugnisse iiberschritten.

Der Rat vertritt dagegen die Ansicht, dass die mit dem angefochtenen Beschluss genehmigte
Beihilferegelung eine neue Beihilferegelung darstelle, die sich von derjenigen, die von der Kommission
mit dem Beschluss vom 22. November 2006 genehmigt worden sei, insbesondere deshalb unterscheide,
weil sie auf neuen tatsachlichen und rechtlichen Umstinden beruhe. Die Kommission habe daher die
Vereinbarkeit der mit dem angefochtenen Beschluss genehmigten Beihilferegelung mit dem
Binnenmarkt nie beurteilt.

Auflerdem sei Nr. 196 der Agrarrahmenregelung auf die vom Rat genehmigte Beihilferegelung nicht
anwendbar, da die in Art. 108 Abs. 1 AEUV vorgesehenen zweckdienlichen Mafinahmen nur fiir
bestehende Beihilfen gilten.

In ihrer Erwiderung macht die Kommission geltend, dass die vom Rat angefithrten Unterschiede
zwischen der bestehenden Beihilferegelung und der mit dem angefochtenen Beschluss genehmigten
Beihilferegelung nicht erheblich seien, da diese Regelungen so untrennbar miteinander verbunden
seien, dass eine Unterscheidung zwischen ihnen fiir die Zwecke der Anwendung von Art. 108 Abs. 2
AEUV willkiirlich ware.

6 ECLIL:EU:C:2013:785
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Die Republik Litauen, Ungarn und die Republik Polen teilen im Wesentlichen die Ansicht des Rates.

Wiirdigung durch den Gerichtshof

Zur Beurteilung der Begriindetheit des ersten Klagegrundes, den die Kommission fiir ihre Klage
vorgetragen hat, ist festzustellen, ob der Rat gemaf Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV dazu befugt
war, die von dem angefochtenen Beschluss erfasste Beihilferegelung als mit dem Binnenmarkt
vereinbar anzusehen, obwohl die Republik Litauen den in Nr. 196 der Agrarrahmenregelung
vorgeschlagenen zweckdienlichen Mafinahmen zugestimmt hatte.

Nach Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV kann der Rat auf Antrag eines Mitgliedstaats einstimmig
beschlieflen, dass eine von diesem Staat gewidhrte oder geplante Beihilfe in Abweichung von Art. 107
AEUV oder von den nach Art. 109 AEUV erlassenen Verordnungen als mit dem Binnenmarkt
vereinbar gilt, wenn auflergewohnliche Umstidnde einen solchen Beschluss rechtfertigen.

Ein Mitgliedstaat kann also unter genau bestimmten Umstinden eine Beihilfe nicht bei der
Kommission anmelden, die in dem durch Art. 108 Abs. 3 AEUV definierten Rahmen entschieden
hatte, sondern beim Rat, der unter Abweichung von Art. 107 AEUV oder von den nach Art. 109
AEUV erlassenen Verordnungen in dem durch Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV definierten Rahmen
entscheidet.

Der Gerichtshof hatte bereits Gelegenheit, einige Aspekte zur Auslegung dieser Bestimmung zu
erlautern.

So hat er nach einem Hinweis auf die zentrale Rolle, die der AEU-Vertrag der Kommission bei der
Feststellung der etwaigen Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem Binnenmarkt verleiht, zunéchst
festgestellt, dass Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV einen Ausnahme- und Sonderfall regelt, so dass
die dem Rat durch diese Bestimmung iibertragene Befugnis offenkundig Ausnahmecharakter hat (vgl.
in diesem Sinne Urteil vom 29. Juni 2004, Kommission/Rat, C-110/02, Slg. 2004, 1-6333, Randnrn. 29
bis 31), was bedeutet, dass Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV zwangsldufig eng auszulegen ist (vgl.
entsprechend Urteile vom 22. April 2010, Mattner, C-510/08, Slg. 2010, I-3553, Randnr. 32, und vom
14. Mirz 2013, Ceska spotitelna, C-419/11, Randnr. 26).

Dann hat er Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3 und 4 AEUV, wonach zum einen die Anrufung des Rates
durch einen Mitgliedstaat die bei der Kommission laufende Priifung fiir drei Monate aussetzt und zum
anderen, wenn der Rat innerhalb dieser Frist keine Entscheidung getroffen hat, die Kommission
entscheidet, dahin ausgelegt, dass der Rat nach Ablauf der fraglichen Frist nicht mehr befugt ist, eine
Entscheidung iiber die betreffende Beihilfe gemiafl diesem Unterabs. 3 zu erlassen (vgl. in diesem
Sinne Urteil Kommission/Rat, Randnr. 32).

Dazu hat der Gerichtshof dargelegt, dass diese zeitliche Beschrankung der Befugnis des Rates auch
zeigt, dass der Rat nicht mehr ermaichtigt ist, die ihm nach Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV
tibertragene Ausnahmebefugnis auszuiiben, um eine Beihilfe fiir mit dem Binnenmarkt vereinbar zu
erkldaren, wenn der betroffene Mitgliedstaat keinen Antrag nach dieser Bestimmung an ihn gerichtet
hat, bevor die Kommission die betreffende Beihilfe fiir mit dem Binnenmarkt unvereinbar erklart und
so das Verfahren nach Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 1 AEUV abgeschlossen hat (Urteile Kommission/Rat,
Randnr. 33, und vom 22. Juni 2006, Kommission/Rat, C-399/03, Slg. 2006, I-5629, Randnr. 24).

Der Gerichtshof hat in diesem Zusammenhang hervorgehoben, dass sich durch diese Auslegung der
Erlass von Entscheidungen mit widerspriichlichem verfiigenden Teil vermeiden lasst und sie damit zur
Rechtssicherheit beitragt, da sie die nach Ablauf angemessener Klagefristen oder Erschopfung des

ECLIL:EU:C:2013:785 7
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Rechtswegs eingetretene Bestandskraft einer Verwaltungsentscheidung wahrt (vgl. in diesem Sinne
Urteile vom 29. Juni 2004, Kommission/Rat, Randnrn. 32 und 35, und vom 22. Juni 2006,
Kommission/Rat, Randnr. 25).

Schliefilich hat sich der Gerichtshof zu der Frage geduflert, ob der Umstand, dass der Rat nicht zur
Entscheidung iiber die Vereinbarkeit einer Beihilfe mit dem Binnenmarkt befugt ist, iiber die die
Kommission bereits endgiiltig entschieden hat, bedeutet, dass der Rat auch nicht zur Entscheidung
iiber eine Beihilfe befugt ist, mit der den Empfingern einer zuvor durch eine Entscheidung der
Kommission fiir unvereinbar erklarten rechtswidrigen Beihilfe ein Ausgleichsbetrag fir die
Riickzahlungen zugewiesen wird, zu denen die Empfanger nach dieser Entscheidung verpflichtet sind.

Dazu hat der Gerichtshof ausgefiihrt, dass die von der Kommission nach den Art. 107 AEUV und 108
AEUV erlassenen Entscheidungen nach standiger Rechtsprechung offensichtlich ihrer Wirkung beraubt
wiirden, wenn man zuliefSe, dass ein Mitgliedstaat den Empfingern einer solchen rechtswidrigen
Beihilfe eine neue Beihilfe in Hohe der rechtswidrigen Beihilfe gewdhrt, die dazu bestimmt ist, die
Auswirkungen der Riickzahlungen zu neutralisieren, zu denen diese Empfinger nach der betreffenden
Entscheidung verpflichtet sind (Urteile vom 29. Juni 2004, Kommission/Rat, Randnr. 43, und vom
22. Juni 2006, Kommission/Rat, Randnr. 27).

Der Gerichtshof hat demgemaif} entschieden, dass der Rat, der einer Entscheidung der Kommission,
mit der die Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem Binnenmarkt festgestellt wird, nicht dadurch die
Wirkung nehmen darf, dass er selbst diese Beihilfe fiir mit dem Binnenmarkt vereinbar erklart, eine
solche Entscheidung ebenso wenig dadurch ihrer Wirkung berauben darf, dass er nach Art. 108
Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV eine Beihilfe fiir mit dem Binnenmarkt vereinbar erklért, die dazu bestimmt
ist, die Empfanger der fiir mit dem Binnenmarkt unvereinbar erklarten rechtswidrigen Beihilfe fiir die
Riickzahlungen zu entschiadigen, zu denen sie aufgrund der fraglichen Entscheidung verpflichtet sind
(vgl. in diesem Sinne Urteile vom 29. Juni 2004, Kommission/Rat, Randnrn. 44 und 45, und vom
22. Juni 2006, Kommission/Rat, Randnr. 28).

Aus dieser Rechtsprechung folgt fir die Anwendung von Art. 108 Abs. 2 AEUV, dass sich die
jeweiligen Befugnisse des Rates und der Kommission so zueinander verhalten, dass erstens vorrangig
die Befugnis der Kommission ausgelibt wird, da der Rat nur unter auflergewohnlichen Umstéinden
zustandig ist. Zweitens muss die Befugnis des Rates, die es diesem gestattet, in seinem Beschluss von
bestimmten Vertragsbestimmungen im Bereich der staatlichen Beihilfen abzuweichen, in einem
bestimmten zeitlichen Rahmen ausgetibt werden. Drittens darf, sobald die Kommission oder der Rat
endgiiltig tiber die Vereinbarkeit der fraglichen Beihilfe entschieden hat, das jeweils andere Organ
keine gegenteilige Entscheidung mehr treffen.

Diese Auslegung soll die Kohdrenz und die Wirksamkeit des Handelns der Union wahren, indem sie
zum einen ausschlieflt, dass einander widersprechende Entscheidungen erlassen werden, und zum
anderen verhindert, dass einer bestandskriftig gewordenen Entscheidung eines Unionsorgans
auflerhalb jeder Frist, einschliefSlich derjenigen des Art. 263 Abs. 6 AEUV, und unter Missachtung des
Grundsatzes der Rechtssicherheit durch eine Entscheidung eines anderen Organs widersprochen
werden kann.

Die Erwagungen, die dieser Auslegung zugrunde liegen, zeigen aufSerdem, dass es unerheblich ist, ob
die Beihilfe, die Gegenstand des Beschlusses des Rates ist, eine bestehende oder eine neue Beihilfe ist.
Wie sich ndmlich aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs ergibt, wird die Wirksamkeit der
Entscheidung der Kommission nicht nur dann in Frage gestellt, wenn der Rat eine Entscheidung
erldsst, die eine Beihilfe fir mit dem Binnenmarkt vereinbar erklért, bei der es sich gerade um die
Beihilfe handelt, iiber die die Kommission bereits entschieden hat, sondern auch dann, wenn die
Beihilfe, die Gegenstand des Beschlusses des Rates ist, dazu bestimmt ist, die Empfénger der fiir mit
dem Binnenmarkt unvereinbar erklarten rechtswidrigen Beihilfe fiir die Riickzahlungen zu
entschiddigen, zu denen sie aufgrund der Entscheidung der Kommission verpflichtet sind. Unter
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solchen Umstdnden ist die zweite Beihilfe so untrennbar mit derjenigen verbunden, deren
Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt zuvor von der Kommission festgestellt wurde, dass eine
Unterscheidung dieser Beihilfen zum Zwecke der Anwendung von Art. 108 Abs. 2 AEUV willkiirlich
erscheint (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 29. Juni 2004, Kommission/Rat, Randnrn. 45 und 46).

In der vorliegenden Rechtssache ist daher zu priifen, ob die vom Rat fiir mit dem Binnenmarkt
vereinbar erkldrten Beihilfen unabhéngig von ihrer Eigenschaft als bestehende oder neue Beihilfen als
Beihilfen anzusehen sind, tiber die die Kommission bereits endgiiltig entschieden hat.

Dazu geht aus der stdndigen Rechtsprechung hervor, dass die Kommission in Ausiibung ihrer
Befugnisse aus den Art. 107 AEUV und 108 AEUV Leitlinien erlassen kann, die Auskunft dariiber
geben, in welcher Weise sie bei neuen Beihilfen oder bestehenden Beihilferegelungen ihr Ermessen
nach diesen Artikeln auszuiiben gedenkt (Urteil vom 18. Juni 2002, Deutschland/Kommission,
C-242/00, Slg. 2002, 1-5603, Randnr. 27).

Wenn diese Leitlinien auf Art. 108 Abs. 1 AEUV gestiitzt sind, sind sie Teil der regelmifligen und
laufenden Zusammenarbeit, in deren Rahmen die Kommission fortlaufend mit den Mitgliedstaaten die
bestehenden Beihilferegelungen tiberpriift und ihnen die zweckdienlichen Mafinahmen vorschlégt, die
die fortschreitende Entwicklung und das Funktionieren des Binnenmarkts erfordern (vgl. in diesem
Sinne Urteile vom 15. Oktober 1996, IJssel-Vliet, C-311/94, Slg. 1996, 1-5023, Randnrn. 36 und 37,
sowie vom 5. Oktober 2000, Deutschland/Kommission, C-288/96, Slg. 2000, 1-8237, Randnr. 64).
Soweit diese Vorschlige von einem Mitgliedstaat anerkannt worden sind, haben sie ihm gegeniiber
bindende Wirkung (vgl. in diesem Sinne Urteile IJssel-Vliet, Randnrn. 42 und 43, sowie vom
5. Oktober 2000, Deutschland/Kommission, Randnr. 65), und er ist, worauf in Art. 19 Abs. 1 der
Verordnung Nr. 659/1999 hingewiesen wird, dazu verpflichtet, sie durchzufiihren.

Im vorliegenden Fall hat die Republik Litauen am 22. Mérz 2007 ihre Zustimmung zu den in Nr. 196
der Agrarrahmenregelung enthaltenen Vorschldgen fiir zweckdienliche Mafinahmen mitgeteilt.

Diese zweckdienlichen Mafinahmen bestehen u. a. in einer Anderung der bestehenden
Beihilferegelungen fiir Investitionen betreffend den Kauf von Flichen in landwirtschaftlichen
Betrieben, um diese Regelungen spitestens am 31. Dezember 2009 der Agrarrahmenregelung
anzupassen.

Folglich betreffen die von der Kommission in Nr. 196 der Agrarrahmenregelung vorgeschlagenen
zweckdienlichen Mafinahmen entsprechend Art. 108 Abs. 1 AEUV nur bestehende Beihilferegelungen.

Die mit dem angefochtenen Beschluss genehmigte Regelung ist indessen eine neue Beihilferegelung.

So konnte die in Randnr. 15 des vorliegenden Urteils genannte Beihilferegelung nach Art. 1 Buchst. b
Ziff. ii der Verordnung Nr. 659/1999 nur in dem Zeitraum, fiir den sie mit dem Beschluss vom
22. November 2006 genehmigt worden war, also bis zum 31. Dezember 2009, als bestehende
Beihilferegelung angesehen werden.

Da aus Art. 1 Buchst. c dieser Verordnung hervorgeht, dass Beihilferegelungen, die keine bestehenden
Beihilferegelungen sind, neue Beihilferegelungen darstellen, und da die mit dem angefochtenen
Beschluss genehmigte Beihilferegelung ab dem 1. Januar 2010 anzuwenden war, handelte es sich bei
dieser somit notwendigerweise um eine neue Beihilferegelung.

Der Umstand, dass diese Regelung eine einfache Verlingerung der am 31. Dezember 2009
abgelaufenen Regelung sein soll, ist — wenn man davon ausgeht, dass es sich so verhdlt — nicht
entscheidend, da mit der Verlingerung einer bestehenden Beihilferegelung eine neue Beihilfe
eingefithrt wird, die sich von der verlangerten Beihilfe unterscheidet (vgl. in diesem Sinne Urteil vom
20. Mai 2010, Todaro Nunziatina & C., C-138/09, Slg. 2010, 1-4561, Randnrn. 46 und 47).

ECLIL:EU:C:2013:785 9
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Die Verpflichtungen, denen die Republik Litauen infolge ihrer Zustimmung zu den Vorschldgen fiir
zweckdienliche Mafinahmen unterlag, betreffen demnach nicht die mit dem angefochtenen Beschluss
als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehene Beihilferegelung, da es sich um eine neue
Beihilferegelung handelt, die nicht mit einer bestehenden Beihilferegelung zu verwechseln ist, auf die
sich die zweckdienlichen Mafinahmen beziehen, denen der Mitgliedstaat zugestimmt hat.

Der Rat kann sich allerdings nicht blof$ darauf berufen, dass es sich bei einer Beihilferegelung um eine
neue Beihilferegelung handelt, um eine Situation, die die Kommission bereits endgiiltig beurteilt hat, zu
tiberpriifen und dieser Beurteilung damit zu widersprechen. Der Rat ist demnach nicht befugt, zu
entscheiden, dass eine neue Beihilferegelung als mit dem Binnenmarkt vereinbar anzusehen ist, wenn
diese so untrennbar mit einer bestehenden Beihilferegelung, zu deren Anderung oder Abschaffung
sich ein Mitgliedstaat im Rahmen von Art. 108 Abs. 1 AEUV verpflichtet hat, verbunden ist, dass eine
Unterscheidung zwischen diesen beiden Regelungen fiir die Zwecke der Anwendung von Art. 108
Abs. 2 AEUV willkiirlich erscheint (vgl. entsprechend Urteil vom 29. Juni 2004, Kommission/Rat,
Randnr. 46).

Dies ist hier jedoch nicht der Fall.

Dazu ist zu bemerken, dass ein erheblicher Zeitraum zwischen der Beurteilung durch die Kommission
und der Beurteilung durch den Rat verstrichen ist, da der angefochtene Beschluss beinahe drei Jahre
nach den fraglichen Vorschldgen fiir zweckdienliche MafSnahmen ergangen ist.

Auflerdem ist dieser Beschluss speziell durch das Auftreten neuer Umsténde begriindet, die der Rat als
auflergewohnlich angesehen hat und die die Kommission bei ihrer Beurteilung der Frage, ob die von
der Republik Litauen eingefiihrte bestehende Beihilferegelung fiir den Erwerb landwirtschaftlicher
Flachen mit dem Binnenmarkt vereinbar ist, nicht beriicksichtigen konnte.

So nimmt der angefochtene Beschluss umfassend auf die Auswirkungen der Wirtschafts- und
Finanzkrise auf den Landwirtschaftssektor in Litauen in den Jahren 2008 und 2009 Bezug, wihrend
die Agrarrahmenregelung im Jahr 2006 erlassen wurde. Der Rat beruft sich u. a. auf den ganz
erheblichen Riickgang der Preise fiir landwirtschaftliche Erzeugnisse im Jahr 2009 und die in den
Jahren 2008 und 2009 festgestellten hohen Zinssitze fiir Kredite zum Erwerb landwirtschaftlicher
Flachen.

Der von der Kommission zur Stiitzung ihres Vorschlags fiir zweckdienliche Mafinahmen vertretene
Standpunkt in Bezug auf die Vereinbarkeit der in Randnr. 15 des vorliegenden Urteils genannten
Regelung mit dem Binnenmarkt beruhte aber zwangslaufig auf der anhand der wirtschaftlichen Daten,
tiber die sie im Jahr 2006 verfiigte, erfolgten Beurteilung der Auswirkungen, die die Anwendung dieser
Regelung auf die fortschreitende Entwicklung und das Funktionieren des Binnenmarkts haben konnte.

Aufgrund der in Randnr. 64 des vorliegenden Urteils angefiihrten erheblichen Anderung der Umsténde
greift die von der Kommission vorgenommene Beurteilung dieser Beihilferegelung der Beurteilung
einer Beihilferegelung nicht vor, die &hnliche Mafinahmen umfasst, aber in einem wirtschaftlich
ginzlich anderen Zusammenhang angewandt werden sollte, als er von der Kommission in ihrer
Beurteilung beriicksichtigt wurde. Ob die neue Beihilferegelung, die Gegenstand eines Antrags der
Republik Litauen beim Rat geméfd Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV war, mit dem Binnenmarkt
vereinbar ist, ist demzufolge nach Abschluss einer individuellen Priifung zu beurteilen, die sich von
der Beurteilung der in Randnr. 15 des vorliegenden Urteils angefiihrten Regelung unterscheidet und
die unter Beriicksichtigung der wirtschaftlichen Umstinde zu dem Zeitpunkt, zu dem die
entsprechenden Beihilfen gewédhrt werden, vorzunehmen ist (vgl. in diesem Sinne Urteile vom
3. Oktober 1991, Italien/Kommission, C-261/89, Slg. 1991, 1-4437, Randnr. 21, und vom 21. Juli 2011,
Freistaat Sachsen und Land Sachsen-Anhalt/Kommission, C-459/10 P, Slg. 2011, I-109, Randnr. 48).
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Demnach unterscheidet sich die in der vorliegenden Rechtssache in Rede stehende Situation von
derjenigen, die der Gerichtshof in den Urteilen vom 29. Juni 2004, Kommission/Rat, und vom 22. Juni
2006, Kommission/Rat, untersucht hat.

Im Gegensatz zu den Entscheidungen des Rates, die mit diesen beiden Urteilen fiir nichtig erklért
wurden, findet der angefochtene Beschluss im vorliegenden Fall seinen Grund namlich gerade in neuen
Gesichtspunkten, die sich aus einer erheblichen Anderung der Umstinde ergeben, die zwischen dem
Zeitpunkt, zu dem die Kommission die bestehende von der Republik Litauen angewandte
Beihilferegelung gepriift hat, und dem Zeitpunkt, zu dem der Rat die neue Beihilferegelung beurteilt
hat, die Gegenstand des Antrags der Republik Litauen an den Rat war, eingetreten ist.

Folglich liegen die Umsténde, die die Unzustidndigkeit des Rates in den beiden in Randnr. 67 des
vorliegenden Urteils angefiihrten Urteilen begriindet haben, in der vorliegenden Rechtssache nicht
Vor.

Im Ubrigen erlaubt die Anerkennung der Zustindigkeit des Rates keine Umgehung der
zweckdienlichen MafSnahmen, denen die Mitgliedstaaten zugestimmt haben.

Zum einen ist der Rat namlich nur dann befugt, eine neue Beihilferegelung zu genehmigen, die einer
bestehenden Beihilferegelung gleicht, die ein Mitgliedstaat wegen der Zustimmung zu den
Vorschldgen fiir zweckdienliche Mafinahmen dndern oder abschaffen musste, wenn nach diesen
Vorschldgen neue Umstidnde eingetreten sind.

Zum anderen findet die dem Rat durch Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV eingerdumte Befugnis nur
innerhalb der in dieser Bestimmung genannten Grenzen, d. h. bei Vorliegen aufSergewohnlicher

Umstidnde, Anwendung (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 29. Februar 1996, Kommission/Rat,
C-122/94, Slg. 1996, 1-881, Randnr. 13).

Schliefilich ist in Bezug auf das Vorbringen der Kommission, der Rat sei nicht befugt, eine gegen die in
der Agrarrahmenregelung definierten Leitlinien verstofSende Beihilfe zu genehmigen, darauf
hinzuweisen, dass innerhalb dieser Rahmenregelung nur die Vorschlige fiir zweckdienliche
Mafsnahmen in Nr. 196, denen die Mitgliedstaaten zugestimmt haben, eine endgiiltige Stellungnahme
der Kommission zur Vereinbarkeit einer Beihilferegelung mit dem Binnenmarkt darstellen konnen.

Nur diese Vorschlige fiir zweckdienliche Mafinahmen werden ndmlich, wie in Nr. 197 der
Agrarrahmenregelung ausgefithrt wird, den Mitgliedstaaten zur Zustimmung vorgelegt, wihrend die
anderen Bestimmungen dieser Regelung blof3 allgemeine Leitlinien sind, die die Kommission
verpflichten (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 13. Juni 2002, Niederlande/Kommission, C-382/99, Slg.
2002, I-5163, Randnr. 24 und die dort angefithrte Rechtsprechung), ohne die Mitgliedstaaten zu
binden. Sie kénnen erst recht nicht den Rat binden, da Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV ihm die
Befugnis gibt, unter auflergewohnlichen Umstdnden von Art. 107 AEUV oder den nach Art. 109
AEUV erlassenen Verordnungen abzuweichen.

Aus Nr. 196 dieser Rahmenregelung geht indessen hervor, dass sich die Mitgliedstaaten in Bezug auf
die bestehenden Beihilferegelungen fiir den Erwerb landwirtschaftlicher Flichen nur dazu verpflichtet
haben, sie bis zum 31. Dezember 2009 entweder zu &ndern, um sie an die Rahmenregelung
anzupassen, oder sie andernfalls abzuschaffen.

Hingegen ergibt sich aus den Erwdgungen in den Randnrn. 60 bis 69 des vorliegenden Urteils, dass den
Mitgliedstaaten durch die Zustimmung zu den Vorschldgen fiir zweckdienliche MafSinahmen in Nr. 196
der Agrarrahmenregelung nicht jede Moglichkeit genommen wird, wéhrend des gesamten
Geltungszeitraums dieser Rahmenregelung die Genehmigung der Wiedereinfithrung von dhnlichen
oder gleichen Regelungen zu beantragen.
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Folglich ist der erste Klagegrund der Kommission, der Rat sei nicht zustiandig gewesen, unbegriindet
und zuriickzuweisen.

Zum zweiten Klagegrund: Ermessensmissbrauch

Vorbringen der Parteien

Mit ihrem zweiten Klagegrund tragt die Kommission vor, der Rat habe sein Ermessen missbraucht,
indem er versucht habe, die Folgen der Beurteilung zu neutralisieren, die sie in Bezug auf die von der
Republik Litauen eingefiihrte Beihilferegelung fiir den Erwerb landwirtschaftlicher Flachen
vorgenommen habe.

Der Rat macht geltend, er habe mit dem Erlass des angefochtenen Beschlusses nicht versucht, die
Wirkungen einer von der Kommission vorgenommenen Beurteilung zunichtezumachen, da diese
keine Entscheidung erlassen habe, die die mit dem angefochtenen Beschluss genehmigte
Beihilferegelung fiir mit dem Binnenmarkt unvereinbar erkldrt habe. Sein Ziel sei es in Wirklichkeit
gewesen, den von der Wirtschafts- und Finanzkrise betroffenen litauischen Landwirten beim Erwerb
landwirtschaftlicher Flachen zu helfen.

Wiirdigung durch den Gerichtshof

Wie der Gerichtshof wiederholt entschieden hat, ist eine Mafinahme nur dann
ermessensmissbrauchlich, wenn aufgrund objektiver, schliissiger und iibereinstimmender Indizien
anzunehmen ist, dass sie ausschliefllich oder zumindest hauptsichlich zu anderen als den
angegebenen Zwecken oder mit dem Ziel erlassen worden ist, ein Verfahren zu umgehen, das der
Vertrag speziell vorsieht, um die konkrete Sachlage zu bewiltigen (vgl. in diesem Sinne u. a. Urteile
vom 14. Mai 1998, Windpark Groothusen/Kommission, C-48/96 P, Slg. 1998, 1-2873, Randnr. 52, und
vom 7. September 2006, Spanien/Rat, C-310/04, Slg. 2006, 1-7285, Randnr. 69).

Es ist festzustellen, dass die Kommission keine derartigen Indizien beigebracht hat.

Was die vom Rat beim Erlass des angefochtenen Beschlusses verfolgten Ziele angeht, erlaubt nichts in
den dem Gerichtshof vorgelegten Akten die Feststellung, der Rat habe ausschliefdlich oder zumindest
hauptsdchlich ein anderes Ziel als das verfolgt, litauischen Landwirten dabei zu helfen,
landwirtschaftliche Flachen leichter zu erwerben, um den erfolgreichen Abschluss der Landreform
sowie die Verbesserung der Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe und die Steigerung der
Effizienz der Landwirtschaft in Litauen sicherzustellen.

Hinsichtlich des Vorbringens der Kommission, aus der Abfolge der Ereignisse und dem Briefwechsel
ergebe sich, dass der angefochtene Beschluss den von ihr vertretenen Standpunkt habe entwerten
sollen, zeigt sich, dass der Rat zu Recht annehmen konnte, dass die Kommission zur Vereinbarkeit der
in Rede stehenden Beihilferegelung keine Stellungnahme abgegeben habe, wie im neunten
Erwédgungsgrund des angefochtenen Beschlusses ausgefiihrt wird.

Demnach ist der zweite Klagegrund, dass ein Ermessensmissbrauch vorliege, als unbegriindet
zuriickzuweisen.
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Zum dritten Klagegrund: Verletzung des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit

Vorbringen der Parteien

Mit ihrem dritten Klagegrund tragt die Kommission vor, der angefochtene Beschluss sei unter
Verletzung des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit zwischen den Organen erlassen worden, da
der Rat durch den Erlass dieses Beschlusses die Republik Litauen von ihrer Verpflichtung zur
Zusammenarbeit mit der Kommission, zu der dieser Mitgliedstaat gemafs Art. 108 Abs. 1 AEUV
verpflichtet gewesen sei, entbunden habe.

Der Rat habe ndmlich die Ergebnisse des zuvor zwischen der Kommission und diesem Mitgliedstaat
gefiihrten Dialogs unterlaufen, indem er die Verlingerung einer bestehenden Beihilferegelung, zu
deren Abschaffung die Republik Litauen verpflichtet gewesen sei, genehmigt habe.

Der Rat ist der Ansicht, dass er durch die Pflicht zur Zusammenarbeit nach Art. 108 Abs. 1 AEUV
nicht gebunden sei. AufSerdem wiederholt er, dass es keine Verpflichtung der Republik Litauen in
Bezug auf die mit dem angefochtenen Beschluss genehmigte Beihilferegelung gegeben habe.

Wiirdigung durch den Gerichtshof

Art. 108 Abs. 1 AEUV erlegt der Kommission und den Mitgliedstaaten die Pflicht zur regelméfligen
und laufenden Zusammenarbeit auf, in deren Rahmen die Kommission fortlaufend mit den
Mitgliedstaaten die bestehenden Beihilferegelungen iberpriift und ihnen die zweckdienlichen
MafSnahmen vorschligt, die die fortschreitende Entwicklung und das Funktionieren des Binnenmarkts
erfordern (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 18. Juni 2002, Deutschland/Kommission, Randnr. 28 und
die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Aus Randnr. 69 des vorliegenden Urteils geht insoweit hervor, dass die Republik Litauen keine
konkrete Verpflichtung hinsichtlich der mit dem angefochtenen Beschluss genehmigten
Beihilferegelung eingegangen ist. Daher hat dieser Beschluss die Republik Litauen nicht von einer
besonderen Pflicht zur Zusammenarbeit entbunden, da mit ihm die Ergebnisse des zuvor zwischen
der Kommission und diesem Mitgliedstaat gefiihrten Dialogs keineswegs unterlaufen worden sind.

Angesichts des Vorstehenden ist der dritte Klagegrund der Kommission, dass der Grundsatz der
loyalen Zusammenarbeit verletzt worden sei, als unbegriindet zuriickzuweisen.

Zum  vierten  Klagegrund:  offensichtlicher =~ Beurteilungsfehler =~ und Verletzung  des
VerhdltnismdifSigkeitsgrundsatzes

Mit dem ersten Teil ihres vierten Klagegrundes tragt die Kommission vor, der Rat habe insofern einen
offensichtlichen Beurteilungsfehler begangen, als er befunden habe, dass auflergewohnliche Umstdande
vorgelegen hitten, die die genehmigten Mafinahmen rechtfertigten. Mit dem zweiten Teil dieses
Klagegrundes macht sie geltend, der angefochtene Beschluss laufe dem Grundsatz der
Verhiltnisméfligkeit zuwider, weil die fraglichen Mafsnahmen die Erreichung der mit diesem
Beschluss verfolgten Ziele nicht ermoglichten und sich nicht auf das zur Erreichung dieser Ziele
erforderliche Mindestmaf} beschrankten.
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Zum ersten Teil des vierten Klagegrundes: offensichtlicher Beurteilungsfehler in Bezug auf das
Vorliegen auflergewohnlicher Umstdande

— Vorbringen der Parteien

Die Kommission ist der Ansicht, dass Umstidnde nur dann als auflergewohnlich im Sinne von Art. 108
Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV angesehen werden konnten, wenn sie vor ihrem Eintreten nicht vorhersehbar
gewesen seien und im vorliegenden Fall die Republik Litauen besonders betrifen. Demnach sei dies
nicht der Fall, wenn es um ein strukturelles Hindernis, das schon vorher bestanden habe, oder ein
Problem gehe, das den Grofiteil der Mitgliedstaaten betreffe.

Die Kommission meint, dass es sich bei der geringen Grofle der landwirtschaftlichen Betriebe in
Litauen um ein bereits altes Problem handle, das in der Struktur der litauischen Agrarwirtschaft selbst
begriindet liege. Auch deute nichts darauf hin, dass der Kapitalmangel, mit dem die litauischen
Landwirte konfrontiert seien, kein strukturelles Problem sei, das seiner Natur nach nicht als
auflergewohnlich eingestuft werden konne.

Auch wenn die Kommission einrdumt, dass die Wirtschaftskrise ein auflergewohnlicher Umstand sein
konne, ist sie im Ubrigen trotzdem der Auffassung, dass diese Krise den angefochtenen Beschluss nur
insoweit rechtfertigen konne, als sie mit den Strukturproblemen, die schon vorher bestanden hitten,
derart interagiert habe, dass auflergewohnliche Umstdnde in Litauen hervorgerufen worden seien, was
der Rat nicht nachgewiesen habe. Die Auswirkung der Krise auf die Hohe der Zinssiatze und den
Riickgang der Einkiinfte aus der Landwirtschaft in Litauen sei vor dem Hintergrund der als Ganzes
betrachteten Union nicht aufSergewohnlich.

Der Rat ist der Ansicht, die von der Kommission vertretene Definition des Begriffs der
auflergewohnlichen Umstdnde sei angesichts der Rechtsprechung zu eng, da solche Umstinde nur
unvorhergesehen sein miissten und andere Mitgliedstaaten oder andere Sektoren als den
Landwirtschaftssektor betreffen konnten.

Im vorliegenden Fall lagen auflergewohnliche Umstinde aufgrund von auflergewohnlichen Ereignissen
im Zusammenhang mit der Wirtschaftskrise vor, die erhebliche Auswirkungen auf die litauischen
Landwirte gehabt und demnach die bereits vorhandenen Strukturprobleme der litauischen
Landwirtschaftsbetriebe noch verstarkt hiatten. So hétten der ganz erhebliche Riickgang der Einkiinfte
aus der Landwirtschaft wegen des Preisverfalls und die sich aus der Krise ergebenden hohen Zinssétze
— Umsténde, die in Litauen ausgeprégter gewesen seien als in anderen Mitgliedstaaten — den Erwerb
von landwirtschaftlichen Flichen durch die litauischen Landwirte extrem erschwert, wenn nicht sogar
unmoglich gemacht.

— Wiirdigung durch den Gerichtshof

Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs verfiigt der Rat bei der Anwendung von Art. 108 Abs. 2
Unterabs. 3 AEUV iiber ein weites Ermessen, das er nach Mafigabe komplexer wirtschaftlicher und
sozialer Wertungen ausiibt, die auf die Union als Ganzes zu beziehen sind. In diesem Rahmen ist die
gerichtliche Nachpriifung der Ausiibung dieses Ermessens auf die Uberpriifung der Beachtung der
Verfahrens- und Begriindungsvorschriften sowie auf die Kontrolle der inhaltlichen Richtigkeit der
festgestellten Tatsachen und des Fehlens von Rechtsfehlern, von offensichtlichen Fehlern bei der
Bewertung der Tatsachen und von Ermessensmissbrauch beschrankt (vgl. in diesem Sinne Urteil vom
29. Februar 1996, Kommission/Rat, Randnrn. 18 und 19, und entsprechend Urteil vom 22. Dezember
2008, Régie Networks, C-333/07, Slg. 2008, 1-10807, Randnr. 78).
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Angesichts des ungewohnlichen und unvorhersehbaren Charakters sowie des Ausmafles der
Auswirkungen der Wirtschafts- und Finanzkrise auf die litauische Landwirtschaft hat der Rat jedoch
keinen offensichtlichen Beurteilungsfehler begangen, indem er davon ausgegangen ist, dass diese
Auswirkungen auflergewdhnliche Umstinde im Sinne von Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV
darstellten. Die Kommission hat im Ubrigen in ihrer Erwiderung eingeriumt, dass das Eintreten dieser
Krise ein solcher auflergewohnlicher Umstand sein konnte.

Der Umstand, dass die Wirtschafts- und Finanzkrise auch in anderen Mitgliedstaaten erhebliche
Auswirkungen hatte, ist nicht mafSgeblich, da dieser Umstand den auflergewohnlichen Charakter der
Auswirkungen dieser Krise in Bezug auf die Entwicklung der wirtschaftlichen Situation der litauischen
Landwirte und der in Litauen durchgefiihrten Landreform unberiihrt lasst.

Auch mit der Feststellung, dass die geringen landwirtschaftlichen Einkiinfte, die eingeschrankte Fldache
der landwirtschaftlichen Betriebe und die fehlenden Eigenmittel der Landwirte strukturelle Probleme in
Litauen seien, wird nicht nachgewiesen, dass der Rat einen offensichtlichen Beurteilungsfehler
begangen hat, indem er die Ansicht vertreten hat, dass der durch den Preisverfall verursachte ganz
erhebliche Riickgang der landwirtschaftlichen Einkiinfte und die aus der Wirtschaftskrise folgenden
hohen Zinssitze die Lage der litauischen Landwirte erheblich verschlechtert und damit die
Landreform gefihrdet und demnach die Behebung dieser strukturellen Probleme behindert hitten
(vgl. entsprechend Urteil vom 29. Februar 1996, Kommission/Rat, Randnr. 21).

Daraus folgt, dass der erste Teil des vierten Klagegrundes als unbegriindet zuriickzuweisen ist.
Zum zweiten Teil des vierten Klagegrundes: Verletzung des Grundsatzes der VerhéltnismafSigkeit

— Vorbringen der Parteien

Nach Ansicht der Kommission hat der Rat durch den Erlass des angefochtenen Beschlusses den
Grundsatz der Verhaltnisméfliigkeit missachtet.

Mit der fraglichen Beihilferegelung konnten namlich die in diesem Beschluss angegebenen Ziele nicht
erreicht werden. So sei die durchschnittliche Grofie eines landwirtschaftlichen Betriebs in Litauen
trotz einer Beihilferegelung fiir den Erwerb landwirtschaftlicher Flaichen wéhrend der letzten Jahre nur
wenig gestiegen. Es sei nicht gezeigt worden, dass die mit dem angefochtenen Beschluss genehmigte
Beihilferegelung bessere Ergebnisse ermogliche, obwohl es mit der zuvor bestehenden Beihilferegelung
nicht gelungen sei, den in den Jahren 2008 und 2009 beobachteten hohen Zinssdtzen entgegenzutreten.
Die Beihilfen fiir den Erwerb landwirtschaftlicher Flachen triigen in Wirklichkeit eher zur Erhohung
der Preise fiir landwirtschaftliche Flichen als zur Anderung der Eigentumsstruktur dieser Flichen bei.

Im Ubrigen impliziere die Beachtung des Grundsatzes der VerhiltnismiBigkeit, dass die geltenden
Mafsnahmen, mit denen die vom Rat als auflergewdhnliche Umstdnde qualifizierten Bediirfnisse erfiillt
werden konnten, umfassend beriicksichtigt wiirden. In dem angefochtenen Beschluss wiirden jedoch
die MafSnahmen, die die Kommission zuvor genehmigt habe oder die nach ihren Leitlinien und ihren
Gruppenfreistellungsverordnungen erlaubt gewesen seien, vollig aufler Acht gelassen. Insbesondere
der voriibergehende Rahmen ermogliche es den Mitgliedstaaten, den landwirtschaftlichen Betrieben
Beihilfen zu gewidhren. Ebenso konne auf die mit der Verordnung Nr. 1535/2007 genehmigten
De-minimis-Beihilfen zuriickgegriffen werden.

SchliefSlich beschriankten sich die mit dem angefochtenen Beschluss genehmigten MafSnahmen nicht
auf das erforderliche Mindestmafl, da ihre Dauer den von der Kommission im voriibergehenden
Rahmen festgelegten Zeitpunkt fiir die Anwendung der Beihilfen, die speziell dazu bestimmt gewesen
seien, den Auswirkungen der Wirtschaftskrise zu begegnen, iiberschreite.
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Der Rat trdgt in Bezug auf die Einhaltung des Grundsatzes der Verhdltnismifligkeit vor, dass die
RechtmifSigkeit der auf der Grundlage von Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV erlassenen MafSnahmen
nur dann in Frage stehen konne, wenn diese MafSnahmen im Verhiltnis zu dem Ziel, das der Rat
damit verfolge, offensichtlich ungeeignet seien.

Die Kommission habe nicht nachgewiesen, dass die vom Rat vorgenommene Beurteilung komplexer
wirtschaftlicher Umstdnde offensichtlich Fehler aufweise. Nach Ansicht des Rates hat die von der
Republik Litauen angewandte Beihilferegelung fiir den Erwerb landwirtschaftlicher Flachen
insbesondere die Fliachenstruktur der litauischen landwirtschaftlichen Betriebe verbessert. AufSerdem
habe die Kommission nicht gezeigt, dass eine solche Beihilferegelung zur Erhohung der Fliachenpreise
beitrage. Zudem ermogliche es die Vergrofierung der Fliche der landwirtschaftlichen Betriebe, die
Wettbewerbsfihigkeit und die Einkiinfte der betreffenden Landwirte zu verbessern.

Der Rat ist weiter der Ansicht, er habe die bereits von der Kommission genehmigten MafSnahmen
nicht beriicksichtigen miissen, da es die ihm durch Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV iibertragene
Befugnis gerade ermdgliche, Beihilfen zu genehmigen, wenn die Kommission dazu rechtlich nicht in
der Lage gewesen sei, was hier der Fall gewesen sei. Im Ubrigen werde die mit dem angefochtenen
Beschluss genehmigte Beihilferegelung von dem voriibergehenden Rahmen nicht erfasst.

Was die Dauer dieser Beihilferegelung betreffe, miisse sie nicht auf den von dem voriibergehenden
Rahmen erfassten Zeitraum beschriankt werden und entspreche dem Zeitraum, der fiir den Abschluss
des Prozesses der Privatisierung landwirtschaftlicher Flichen in Litauen und zur Verringerung der
Auswirkungen der Krise fiir erforderlich erachtet werde.

— Wiirdigung durch den Gerichtshof

Was die Beachtung des Grundsatzes der VerhéltnismafSigkeit betrifft, ergibt sich aus den Erwédgungen
in Randnr. 97 des vorliegenden Urteils, dass eine auf der Grundlage von Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3
AEUV erlassene MafSnahme nur dann rechtswidrig sein kann, wenn sie zur Erreichung des Ziels, das
der Rat verfolgt, offensichtlich ungeeignet ist (vgl. entsprechend Urteile vom 8. Juli 2010, Afton
Chemical, C-343/09, Slg. 2010, I-7027, Randnr. 46, und vom 12. Juli 2012, Association Kokopelli,
C-59/11, Randnr. 39).

Demzufolge ist zu kldren, ob die Genehmigung der in dem angefochtenen Beschluss genannten
Beihilferegelung zur Erreichung der im zehnten Erwdgungsgrund dieses Beschlusses angefiithrten Ziele,
die darin bestehen, die Landreform erfolgreich abzuschlieflen, die Struktur der landwirtschaftlichen
Betriebe zu verbessern und die Effizienz der Landwirtschaft in Litauen zu steigern, offensichtlich
ungeeignet ist.

Es ist anerkannt, dass diese Ziele nur durch eine Vergrofierung der Fliche der landwirtschaftlichen
Betriebe erreicht werden konnen, was den Erwerb landwirtschaftlicher Flichen durch litauische
Landwirte voraussetzt. Es wird indessen nicht bestritten, dass die geringen Einkiinfte und die
Schwierigkeiten bei einer Kreditaufnahme, mit denen diese Landwirte konfrontiert sind, Erwerbungen
dieser Art entgegenstehen. Demnach ist die Genehmigung der in Rede stehenden Beihilferegelung,
mit der diese Probleme und ihre Verschiarfung durch die Wirtschafts- und Finanzkrise ausgeglichen
werden sollen, indem entweder eine Verringerung des Kaufpreises fiir landwirtschaftliche Flachen
oder eine Vergiinstigung der Zinssétze fiir Darlehen zum Erwerb solcher Flichen angeboten wird, zur
Verwirklichung der mit dem angefochtenen Beschluss verfolgten Ziele nicht offensichtlich ungeeignet.

16 ECLIL:EU:C:2013:785



113

114

115

116

117

118

119

120

URTEIL VOM 4. 12. 2013 — RECHTSSACHE C-111/10
KOMMISSION / RAT

Unter diesen Umstinden wird dadurch, dass die zuvor angewandte Beihilferegelung fiir den Erwerb
landwirtschaftlicher Flichen keine erhebliche und dauerhafte Vergrofierung der Fliche der litauischen
landwirtschaftlichen Betriebe ermoglicht hat, nicht gezeigt, dass der angefochtene Beschluss zur
Erreichung der in Randnr. 111 des vorliegenden Urteils wiedergegebenen Ziele des Beschlusses
offensichtlich ungeeignet ist.

Zum einen reicht namlich die geringe Vergrofierung der durchschnittlichen Fliche dieser Betriebe
nicht aus, um die offensichtliche Unwirksamkeit der vom Rat genehmigten Beihilferegelung zu
belegen, da es denkbar ist, dass diese geringe Vergroflerung auf Umstdnde zuriickzufithren ist, die
nicht wiahrend des gesamten von dem angefochtenen Beschluss erfassten Zeitraums andauern werden.
So kann diese Feststellung — wie die Republik Litauen geltend macht — durch die Besonderheiten der
Vorschriften {iber die Restitution von Flichen erkldrt werden, ein Vorgang, der nicht mit dem
vertraglichen Erwerb von Flichen zu verwechseln ist, den die mit dem angefochtenen Beschluss
genehmigte Beihilferegelung fordern soll. Zum anderen ist darauf hinzuweisen, dass mit dem
angefochtenen Beschluss nicht nur die Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe verbessert werden
soll, sondern auch die Landreform in Litauen erfolgreich abgeschlossen werden soll. Die
Verwirklichung dieses letztgenannten Ziels kann aber nicht nur auf der Grundlage der Entwicklung
der Flache der landwirtschaftlichen Betriebe beurteilt werden.

Zu dem Vorbringen der Kommission, dass die Beihilferegelungen fiir den Erwerb landwirtschaftlicher
Flichen eher zu einer Preissteigerung bei den landwirtschaftlichen Flichen als zu einer Anderung der
Eigentumsstruktur in Bezug auf diese Fldchen beitriigen, ist festzustellen, dass diese Behauptung nicht
hinreichend untermauert ist, um den Nachweis zu ermoglichen, dass der Rat eine im Verhéltnis zu
dem von ihm verfolgten Ziel offensichtlich ungeeignete Mafinahme gewéhlt hat.

Im Ubrigen ist zu iiberpriifen, ob die Genehmigung der fraglichen Beihilferegelung nicht offensichtlich
tiber das hinausgeht, was zur Erreichung der mit dem angefochtenen Beschluss verfolgten Ziele
erforderlich ist. Die Kommission macht ndmlich geltend, der Rat habe die Mdglichkeiten anderer
Instrumente, die zur Verwirklichung dieser Ziele beitragen konnten, nicht hinreichend beriicksichtigt.

Angesichts des Umfangs des Ermessens, iiber das der Rat im vorliegenden Fall verfiigt, kann in dem
angefochtenen Beschluss nicht blofy deshalb ein Verstof§ gegen den Grundsatz der
Verhiltnisméfligkeit gesehen werden, weil es denkbar gewesen wire, dass die Republik Litauen die in
Randnr. 111 des vorliegenden Urteils angefithrten Ziele mit einer Beihilferegelung anderer Art
verfolgt. Nach stidndiger Rechtsprechung hat der Gerichtshof namlich bei der Priifung, ob der
Grundsatz der Verhiltnisméfliigkeit bei einer auf der Grundlage einer Entscheidungsbefugnis wie
derjenigen des Rates gemidfd Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV erlassenen Entscheidung beachtet
wurde, nicht festzustellen, ob die erlassene Entscheidung die einzige oder die bestmogliche war,
sondern nur, ob sie offensichtlich ungeeignet war (vgl. entsprechend Urteil vom 11. Juni 2009, Agrana
Zucker, C-33/08, Slg. 2009, 1-5035, Randnr. 33 und die dort angefithrte Rechtsprechung).

Wie der Generalanwalt in Nr. 46 seiner Schlussantrige ausgefiihrt hat, entbindet das weite Ermessen,
tiber das der Rat verfiigt, diesen allerdings nicht davon, bei seiner Beurteilung die bestehenden
Mafsnahmen zu beriicksichtigen, die speziell dazu bestimmt sind, den auflergewohnlichen Umstédnden
zu begegnen, die die Genehmigung der fraglichen Beihilferegelung gerechtfertigt haben.

In diesem Zusammenhang sollen mit der Verordnung Nr. 1535/2007 Beihilfen geringer Hohe von der
Anmeldepflicht nach Art. 108 Abs. 3 AEUV freigestellt werden, und man kann daher nicht annehmen,
dass diese Verordnung speziell den Auswirkungen der Wirtschafts- und Finanzkrise auf die litauischen
Landwirte begegnen soll.

Dagegen trifft es zu, dass der voriibergehende Rahmen eingerichtet wurde, um den Zugang von

Unternehmen zu Finanzierungen vor dem Hintergrund der Wirtschafts- und Finanzkrise zu
erleichtern. Allerdings haben die Beihilfen, die in dem voriibergehenden Rahmen vorgesehen sind, die
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allgemeine Funktion, bei Investitionen zu unterstiitzen, und sollen daher nicht speziell den Erwerb
landwirtschaftlicher Flichen ermoglichen. Auflerdem war zum Zeitpunkt des Erlasses des
angefochtenen Beschlusses in Abschnitt 7 des voriibergehenden Rahmens vorgesehen, dass dieser
nicht langer als bis zum 31. Dezember 2010 angewandt wird. Daher geht der Beschluss des Rates, eine
Beihilferegelung zu genehmigen, die speziell dazu bestimmt ist, den Abschluss der Landreform und die
VergrofSerung der Flache der landwirtschaftlichen Betriebe in Litauen iiber einen lingeren Zeitraum
sicherzustellen, nicht offensichtlich tiber das hinaus, was zur Erreichung der Ziele des angefochtenen
Beschlusses erforderlich ist.

Was schliefSlich die Dauer der mit diesem Beschluss genehmigten Beihilferegelung betrifft, ergibt sich
unmittelbar aus der Logik des Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV, dass der Rat nicht an eine zeitliche
Begrenzung, die in einer Mitteilung der Kommission festgelegt wurde, gebunden sein kann. AufSerdem
hat der Rat angesichts der fiir den Abschluss der Landreform erforderlichen Zeit und der Dauer der
Auswirkungen der Wirtschafts- und Finanzkrise keine offensichtlich unverhéltnismiflige Mafinahme
gewdhlt, als er die fragliche Beihilferegelung fiir den Zeitraum vom 1. Januar 2010 bis zum
31. Dezember 2013 genehmigt hat.

Demnach ist auch der zweite Teil des von der Kommission geltend gemachten vierten Klagegrundes
als unbegriindet zu verwerfen.

Folglich ist der vierte Klagegrund insgesamt zuriickzuweisen.

Da keiner der von der Kommission geltend gemachten Klagegriinde durchgreift, ist die Klage
abzuweisen.

Kosten
Gemafd Art. 138 Abs. 1 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf Antrag zur Tragung der
Kosten zu verurteilen. Da die Kommission mit ihrem Vorbringen unterlegen ist, sind ihr geméf$ dem

entsprechenden Antrag des Rates die Kosten aufzuerlegen.

Nach Art. 140 Abs. 1 der Verfahrensordnung tragen die Republik Litauen, Ungarn und die Republik
Polen ihre eigenen Kosten.

Aus diesen Griinden hat der Gerichtshof (GrofSe Kammer) fiir Recht erkannt und entschieden:
1. Die Klage wird abgewiesen.
2. Die Europiische Kommission triagt die Kosten.

3. Die Republik Litauen, Ungarn und die Republik Polen tragen ihre eigenen Kosten.

Unterschriften

18 ECLIL:EU:C:2013:785



	Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer)
	Urteil
	Rechtlicher Rahmen
	Verordnung (EG) Nr. 659/1999
	Verordnung (EG) Nr. 1857/2006
	Verordnung (EG) Nr. 1535/2007
	Die Agrarrahmenregelung
	Der vorübergehende Rahmen

	Vorgeschichte des Rechtsstreits
	Verfahren vor dem Gerichtshof und Anträge der Parteien
	Zur Klage
	Zum ersten Klagegrund: Unzuständigkeit des Rates
	Vorbringen der Parteien
	Würdigung durch den Gerichtshof

	Zum zweiten Klagegrund: Ermessensmissbrauch
	Vorbringen der Parteien
	Würdigung durch den Gerichtshof

	Zum dritten Klagegrund: Verletzung des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit
	Vorbringen der Parteien
	Würdigung durch den Gerichtshof

	Zum vierten Klagegrund: offensichtlicher Beurteilungsfehler und Verletzung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes
	Zum ersten Teil des vierten Klagegrundes: offensichtlicher Beurteilungsfehler in Bezug auf das Vorliegen außergewöhnlicher Umstände
	– Vorbringen der Parteien
	– Würdigung durch den Gerichtshof

	Zum zweiten Teil des vierten Klagegrundes: Verletzung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit
	– Vorbringen der Parteien
	– Würdigung durch den Gerichtshof



	Kosten



